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1.Eckernfördenach
der Jahrhundertwende
-einÜberblick

EckernfördekannzuBeginn des20.Jhs. zu jenenKleinstädten
gezählt werden, die durch ihre Mittelpunktslage eine wichtige
wirtschaftliche, administrative und verkehrsmäßige Funktion
innehatten, aber durch die Industrialisierung nur am Rande
erfaßt wurden. Folglichblieb die Bevölkerungszahlder Stadt
auchrelativ konstant:Sie stieg vonca.5000um 1879 auf ledig-
lich 7100um 1910. Dieser Zuwachs entsprach keinesfalls den
explosionsartigen Steigerungsraten der Bevölkerung anderer
am Meer gelegener Städte wiez. B. von Flensburg oder Kiel.
Die Wirtschaftsstruktur Eckernfördeswar stark durch Fische-
reiund Fischverarbeitung geprägt. Dieca. 300 ansässigen Fi-
scher belieferten zum großen Teil dieFischräuchereien inder
Stadt, die wiederum etwa 400 Arbeitskräfte beschäftigten.
1912verschickten dieseBetriebe immerhin fast 2Mill.kgRäu-
cherfisch (die sog. „Kieler Sprotten", die aber größtenteils in
Eckernfördeverarbeitet worden waren) inalle Welt.Daneben
gab es noch einige kleine Werftbetriebe und die kaiserliche
„Torpedoversuchsanstalt", die 1913hier errichtet wordenwar.

Als Mittelpunkt und Verwaltungszentrumder Landschaften
SchwansenundDänischerWohld,diebeidedurchgroße Guts-
wirtschaftengeprägt waren,spieltenum dieJahrhundertwende
auchderGetreide- bzw.Viehhandelund aucheinigeGeldinsti-
tute eine Rolle.1 Insgesamt aber war Eckernfördeeine eher
handwerklich-bürgerlich bestimmte Gemeinde.

Indemmit der Stadt verbundenen DorfBorby, das damals
noch nicht eingemeindet war, wohnten allerdings viele der in
Eckernfördetätigen Arbeiter und Fischer, aber auchLandar-
beiterder umliegenden Güter. Borby zählte um 1900ca. 2000
Einwohner

Schleswig-Holsteinheute

Eckernförde 1914: Im Hintergrund
sinddieSchornsteineder ca.30 Fisch-
räuchereien zu erkennen; trotzdieser
BetriebewiesdieStadtdamalsvieleZü-
ge einer typisch ländlichenKleinstadt
auf (Foto:Stadtarchiv Eckernförde).
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Als militärischer Standort war Eckernfördegänzlich unbe-
deutend; erst während des ersten Weltkrieges waren zwei
Landsturmkompanien und eine U-Bootschule hierher verlegt
worden. EinWunsch, deneinige kriegsbegeisterte Eckernför-
der Bürger häufig geäußert hatten, ging in Erfüllung. Das
Wahlverhalten der EckernförderBevölkerung- bekanntlich
hatten imKaiserreich nur Männer das Wahlrecht -entsprach
insgesamt der linksliberalen Ausrichtung der Wählerschaft in
Schleswig-Holstein: 1912 erhielt die FortschrittlicheVolkspar-
tei43,1%,die SPD 41,1%und dieNationalliberalePartei,die
offenbar mit den Konservativen ein Wahlbündnis geschlossen
hatte,15,8% der Stimmen. InBorby allerdings hatte dieSPD
bei allen Wahlen mit Ausnahme derjenigen, die unter den
Bismarck'schen Sozialistengesetzen stattfanden, die absolute
Mehrheit gewonnen.

Die Arbeiterbewegung war zu Ende des 19.Jhs. - wie die
Wahlergebnisse schonzeigten- aus der Stadtnicht mehr weg-
zudenken.Dadie SPD damalsunter sehr sorgfältigerBeobach-
tungder königlichenBehördenstand,diedarüber genaue Auf-
zeichnungen machten, und außerdem ein Protokollbuch der
Ortsgruppe der SPD in Eckernförde aufgefunden werden
konnte, läßt sich die Entwicklung der Arbeiterbewegung gut
verfolgen. Der 1891 in der Stadt (offenbar Eckernfördeund
Borby) gegründete Ortsverein bestand um 1900 aus etwa 200
Mitgliedern, vondenensich70-100regelmäßig einmal imMo-
nat trafen.Neben anderen aktuellenundallgemeinpolitischen
Themen bzw. Forderungen wurde immer wieder das Thema
„Frieden" diskutiert und der „preußische Militarismus" scharf
angegriffen. Auch die intensiveBildungsarbeit fällt auf: „Die
Revolution von 1848", „China und der Boxeraufstand" und

1Für den gesamtenAbschnitt siehe
K. Nernheim: Der EckernförderWirt-
schaftsraum, Kiel1958

Frauen beim „Opsteeken" in einer
Fischräucherei.DiegefangenenSprot-
ten wurden auf Eisenhaken gesteckt
unddanninKammern geräuchert.

94



Dieim Süden der Stadt1913 errichtete
Torpedoversuchsanstaltwar einer der
wichtigstenBetriebeundArbeitgeberin
Eckernförde;sie waraber auch durch
die Konzentrationvon Industriearbei-
tern zueinerHochburg derArbeiterbe-
wegung geworden (Foto: Stadtarchiv
Eckernförde).

Eineder engenStraßen in derEckern-
förderInnenstadt,1912aufgenommen:
Die abgebildetenJugendlichen trugen
auch hier den damals üblichen deut-
schen „Matrosenanzug", der mit der
zunehmendenAußen- undSeeorientie-
rung des Deutschen Reichs in Mode
gekommen war und dessen Verbrei-
tung alsIdentifikation mit dem wilhel-
minischenStaatgesehen werdenkann.
In der Zeit der kaiserlichen Groß-
machtbestrebungen verdrängte diese
Kindertracht das aufandere Weise ge-
schnittene englische Konkurrenzmo-
dell oder auch z.B. die „dänische
Schiffermütze", die Thomas Mann in
seinen Erzählungen für Lübeck er-
wähnt. Der „Kieler Matrosenanzug"
stieg Anfang des 20.Jhs. zur Kinder-
mode nichtnurderherrschendenOber-
schicht auf- übrigens auch für Mäd-
chen (Foto: Stadtarchiv Eckernförde).
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„Dieenglische Arbeiterbewegung" warenu.a.Diskussionsthe-
men der Sitzungen.

Zusätzlich widmete sich die EckernförderSPD nach 1900
zunehmendder Agitation vonLandarbeiternindenGutsbezir-
ken. Hier wurden jedoch häufig Rückschläge oder Wider-
ständegemeldet. Soverweigertenz.B.die Kontaktleuteinden
Landarbeitersiedlungen unter Druck die Annahme der
„Volkszeitung", oder die Gutsbesitzer sammelten die gerade
verteilten sozialdemokratischen „Norddeutschen Volkskalen-
der" ein und gaben stattdessen in Zusammenarbeit mit dem
Landrat inEckernfördesogenannte patriotische „Vaterlands-
kalender" aus. Der Landrat leitete übrigens auch bereitwillig
die Schriftendespreußischen Kriegervereinsgegendie SPD an
die Gutsbesitzer zur Verteilung weiter.2

Währendder zugespitzten internationalenLage imSommer
1914 gab es laut Protokollbucherstaunlicherweise keine Dis-
kussion der Kriegsgefahren. Über den Kriegsbeginn erfuhr
man nur beiläufig: Am 22.10. 1914 - zwölf Wochen nach
Anfang der Kriegshandlungen -wurde währendeiner Sitzung
angemahnt, daß der Vorstand für die Verteilung der Volkszei-
tungan die „Männer im Felde" Sorge tragen möge.3 Die Ek-
kernförderSozialdemokraten schienen denKrieg als gegeben
hinzunehmen,nichtserinnertemehran dieimOrtsvereinsicht-
bare Anti-Kriegs-Stimmung vor weniger als 20 Jahren.

1916bildetesich aberauch inEckernfördeeinestarke Oppo-
sitiongegen die bisherige Politik der SPD, die die Kriegskre-
dite im Reichstag nach wie vor mitbewilligte. Gegen nur vier
Stimmen wurde folgender Antrag angenommen:

„Dieheute tagende Mitgliederversammlung des Sozialdemo-
kratischen VereinsEckernfördeerkennt die Tätigkeit der Oppo-
sitionsvertreter indenParlamenten an... Unter allen Umstän-
den sollte versucht werden, sobald wie möglicheine internatio-
nale Verständigung herbeizuführen, damit die Proletarier aller
Länder geschlossen wie früher denKampf gegen die Kapitali-
sten- und Imperialistengruppe inden einzelnenLändern wieder
aufnehmenkönnen."4

Heftige Auseinandersetzungen führten schließlich im Juli
1917 zur Gründung derUSPD (Unabhängige Sozialdemokrati-
schePartei) inderStadt. Fast 75% derMitglieder desOrtsver-
eins scheinensich denUnabhängigen angeschlossen zuhaben,
wennman die Angaben über dieMitgliederzahl der USPDmit
denender ehemaligen (Gesamt-)SPD vergleicht.Der restliche
Teil verblieb in der nun im Reich (M)SPD (Mehrheits-SPD)
genanntenPartei.

Dierationierte Versorgungder BevölkerungmitLebensmit-
teln führte wieüberall im Reichauch inEckernfördezutiefen
EinschnittenindasalltäglicheLebenderMenschen.ImWinter
1916/17, der als „Rübenwinter" indie Erinnerung VielerEin-
ganggefunden hat,mußten diemeistenEckernfOrderFamilien
sich morgens, mittags und abends nur von gekochten Rüben
ernähren. 1917 dannhatte jedernicht ,Belbstversorgende"Bür-
ger der Stadt Anspruch auf 170gr. Brot (das sind drei Schei-
ben), 350 gr. Kartoffeln und 60gr. Fett pro Tag. Hinzu kam,

2 LAS 320 Eckernförde/Akte SPD
(unnumeriert).
3 ProtokollbuchderSPDEckernförde:
Eintragung 22. 10. 1914.
4 Protokollbuch a.a.0.: Eintragung
21.10. 1916.
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daß jederFamilie nur ein DreiviertelLiter Petroleum, 500gr.
Karbidund zweiKerzenimMonat als Beleuchtungsmittel zur
Verfügung standen.5

Der im Januar 1918im ganzenReich gegen dieVerkürzung
derBrotrationengeführte Streik fandinEckernfördemit akti-
ver Unterstützung der USPD regen Zuspruch.6

2. „Ordnungund Auf-
merksamkeit" oder:
Eine Revolution ohne
Widerstand

Am 4.November 1918marschiertendie inEckernfördestatio-
niertenMarinemannschaften- teilweise bewaffnet -durchdie
Stadt, hißten eine rote Flagge auf ihren Wohnschiffen und
befreiten einen verhafteten Soldaten aus dem Amtsgericht.
Gleichzeitigerklärten Arbeiter derTorpedoversuchsanstalt ih-
renBetriebals durch dieBelegschaft übernommen. DieLand-
sturmmannschaftenentwaffnetenihre Offiziere und die inder
Stadt tätigen Polizisten. Daraufhin verließ ein Großteil der
Offiziere Eckernförde.Die Aufständischen schenkten einem
inder „EckernförderZeitung" abgedruckten Aufruf der zen-
tralenSPD-LeitunginBerlin,der vor allenöffentlichenKund-
gebungen warnte und zur Ruhe aufrief, da „die SPD im Zu-
stand einer sehr wichtigen Aktion" sei und man diese „nicht
durch unbesonnenes Dazwischentreten durchkreuzen" möge,
offensichtlich keine Beachtungmehr.7

Auch der Landrat, der am Tage zuvor noch Anweisungen
erhaltenhatte, gegen innereUnruhenmilitärisch vorzugehen,
versuchte sich nicht mehr durchzusetzen. Inzwischen waren
Einzelheiten des Matrosenaufstandes in Kiel vom S.Novem-
ber, der vier Todesopfer gefordert hatte, bekannt geworden.
Mit hoher Wahrscheinlichkeit hattenMatrosen ausKiel diese
hierher überbracht und zugleich zur Solidarität aufgefordert.

Am 5.November rief dann ein inzwischen -offensichtlich
nachKielerMuster -gegründeter Arbeiter- undSoldatenrat"
zueiner Versammlung inder Gaststätte „Stadt Hamburg" auf.
Wegen des großen Andrangs mußte die Veranstaltung auf den
großen Platz des Ortes,denExerzierplatz,verlegt werden.Als
Vorsitzender dieses Arbeiter- und Soldatenrates war Maschi-
nenschlosser OttoJünger, einMitglied der (M)SPD,gewählt
worden. Jünger ging inseinerRedeaufdieKielerVorgängeein
und stellte einenvorläufigen Aktionsausschuß" vor,der
„einGlieddergroßen, inkurzem sich voraussichtlich über ganz
Deutschland erstreckenden Volksbewegung sei und dem jegli-
cher Schutz von Kielaus zur Verfügung stehe"}
Er betonte das Bemühen der Aufständischen, ohne Gewalt
auszukommen, und kündigte fürs erste keine revolutionären
Veränderungenan:
„Das wirtschaftlicheLebensolle auchhier ungestörtseinenFort-
gangnehmen, jedersolle aufseinemPosten bleiben und diesen
voll ausschöpfen, Ordnung und Aufmerksamkeit solle herr-
schen. Im besonderen werde man bemüht bleiben, eine ge-
ordnete Lebensmittelversorgung zu gewährleisten... Das
Wort...gelte auch für die Spitzen der Behörden.Landratund
Bürgermeister sollten ebenfalb ihrenPlatz behalten und unter
Leitung des Aktionsausschussesfür das WohlderAllgemeinheit
weiterarbeiten.<<9

5 C. Kock: Kreischronik 1914-18, in:
Jahrbuch der Heimatgemeinschaft
Eckernförde,1958, S. 57t
6 Protokollbuch a.a.0.: Eintragung
vom 16.2. 1918.
7 Eckernförder Zeitung 4.11. 1918.
Die Existenz und die Urheberschaft
des Flugblattes ist belegt: siehe U.
Kluge: Soldatenräteund Revolution,
Göttingen1972,S. 64.
8 EckernförderZeitung6. 11. 1918.
9 EckernförderZeitung6. 11. 1918.
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Daraufhin rief Jünger zur Wahl einesendgültigen Arbeiter-
und Soldatenrates auf, der 30 Bürger aus verschiedenen Be-
rufsgruppen und 12 Soldaten umfassen sollte. Diese müßten
allerdings das Vertrauen der Gesamtbürgerschaft besitzen.
Der dann gewählte Rat setzte sich nach Angaben des damali-
genLandrates „aus Fischern, Arbeitern, Schlossern,Matrosen,
Landsturmleuten und einigen Bürgern" 10 zusammen. Der in-
nere Ausschuß dieser Einrichtung, der „Vollzugsausschuß" ,
bestand aus den gehobenen Dienstgraden der Unteroffiziers-
laufbahn,nämlich zweiObermaaten, zweiSergeantenund ei-
nem Oberheizer, bzw. aus drei Arbeitern, zwei Fischern und
einemLehrer.

Dieser Aktionsausschuß suchte Landratund Bürgermeister
im Amt auf, hißte weitere rote Fahnen auf den öffentlichen
Gebäuden und forderte zur Weiterarbeit auf. Die Beamten
sagten dies auch zu, indem sie auf ihre Pflicht, für das Allge-
meinwohl zusorgen, hinwiesen.Sie verlangten aber auch eine
Garantie für dieAufrechterhaltung von „RuheundOrdnung",
die ihnen auch zugesichert wurde.

Das Protokollbuch der USPD erwähnt die Ereignisse des
gesamten November nicht. Revolutionen werden offenbar
nicht aufsozialdemokratischen Mitgliederversammlungen be-
schlossen.

Der Arbeiter- und Soldatenrathatte Anfang November an-
scheinend keine langfristigen politischen Zielvorstellungen.
Der ,Aufstand' war nicht von langer Hand vorbereitet gewe-
sen, sondernentstand spontan aus einer Art Verantwortungs-
gefühl für die im Krieg ausgemergelte Bevölkerung.Mit der
nunnicht mehr zuverheimlichenden Niederlage imKriegund
dem VersuchdesMarinestabs, Teileder Kriegsmarinenoch in
einenutzlose Seeschlacht zuschicken, wie ausWilhelmshaven
bekannt geworden war, galten die alten Autoritäten nicht
mehr. Nun schien vielmehr die Zeit der für das Vaterland
sorgenden, aber früher gebrandmarkten „vaterlandslosen Ge-
sellen" angebrochen zusein.

Am Abend des 7.Novembers versuchte der Besitzer des
GutesHemmelmark bei Eckernförde,derBruder desKaisers
und Generalinspektor der Kriegsmarine, Prinz Heinrich, von
Kiel aus vor den revolutionären Unruhen zu flüchten. Die
Ereignisse während dieser Fahrt sind nicht klar rekonstru-
ierbar. Es scheint sich folgendes abgespielt zuhaben: Als der
Prinz mit seinem Wagen auf der Levensauer Hochbrücke im
NordenKiels wegen der Autopanne einesLastwagens aufge-
halten wurde, baten ihn zwei Matrosen um Mitnahme und
stellten sich während der Weiterfahrt auf die Trittbretter des
Autos. Der Wagen passierte etwas später eine Straßenkon-
trolleaufständischer Matrosen, die-offenbar durch die ihnen
nichtganzdurchsichtige Aktionverwirrt-dasFeuereröffneten
und hierbei den aus Eckernfördestammenden Matrosen O.
Schlüder tödlichtrafen.11

DieBeerdigung Schlüders erfolgte amnächstenTaginseiner
Heimatstadt.EinBeauftragter des Arbeiter- und Soldatenra-
tes in Eckernförde,H. Witt, hielt hierzu die Grabrede. Er

10LAS320Eckernförde/AkteRevolu-
tion (unnumeriert).
11 siehe auch: D. Dähnhardt: Revolu-
tion in Kiel, Neumünster 1978, S.
102t.
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machte die politischen Verhältnisse, die letztlich zudieser Re-
volutiongeführt hätten, für denTodSchlüders verantwortlich.
Er wollte bei diesem Begräbnis als Zeichen der Umwälzung
auch die äußeren Merkmale despreußischen Militarismus ab-
geschafft sehen: Anstelleder obligatorischen Kanonenschüsse
sollte nunnur diestille Trauer treten.Das inder Stadt umlau-
fende Gerücht, der Prinz selbst sei hier der Täter gewesen,
wurde schnell von der EckernförderZeitung dementiert und
dann offenbar auch vonder Bevölkerungakzeptiert.

3. Der „hohesittliche
Ernst" oder:Die Ziele
der Arbeiter-undSol-
datenräte

Aufder ersten konstituierendenSitzungbeschloß der nunneu
gewählte Arbeiter- und Soldatenrat, hauptsächlich zwei Auf-
gaben in Angriff zu nehmen: Einerseits die Lebensmittelver-

Der Arbeiter- und Soldatenratstellte
nicht nur Beigeordnete zur Kontrolle
derbisherigen Ämter ab, sondern ver-
suchteoffenbar aucheigenständig, eine
öffentliche Verwaltungentlangderbis-
herigen Stellen zu organisieren bzw.
aufrechtzuerhalten (aus:Eckernförder
Zeitung, 15. 11. 1918).
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sorgung zusichernund andererseitsdieRevolutionindie Um-
gebung zu tragen, um die ländliche Bevölkerung über deren
Ziele zu informieren.Der Redakteur der als liberaleinzustu-
fenden „EckernförderZeitung" war wohlvonder Atmosphäre
des Treffens angetan.Er beschrieb sie pathetischals mit „ho-
hem sittlichen Ernst" und „ausgeprägtem Verantwortungsge-
fühl" durchdrungen.

Anden folgenden Tagen versuchte der Arbeiter-und Solda-
tenrat, diese Beschlüsse umzusetzen. So wurden nicht legal
angeeignete Lebensmittel zur weiteren Verteilung an dieBe-
völkerungbeschlagnahmt. Hier erregtevorallem derFund von
ca. 1000 Eiern, die in der Offiziersmesse der U-Bootschule
gehortet worden waren, Aufsehen. Ebenfalls für Aufregung
sorgte ein Hinweis, daß auf dem Gut Louisenlund von dem
Verwalter heimlich nicht näher bekannte, aber zur Abgabe
bestimmte Gegenstände eingemauert wordenseien. Man fand
dort tatsächlich ein Versteck mit Mänteln, Decken, Schuhen
unddiversenanderenGebrauchsgütern, jedochnicht in einem
solchen Umfang, der vermutet worden war.

Auf der anderen Seite führten die Räte in allen Orten um
Eckernförde Aufklärungsveranstaltungen über die Ziele der
Revolution durch;diesedientenzugleichals Wahlforum für die
sogenannten„Bauernräte". Die „Bauernräte"solltennachdem
Gründungsaufruf durch die inzwischen von der SPD und
USPD inBerlingestellteReichsregierung, dem „Ratder Volks-
beauftragten", allerdings nur wirtschaftliche Aufgaben haben
undhauptsächlich die landwirtschaftliche Produktionin Gang
setzen. Es wurdeauch beschlossen, denaus nichtermittelba-
ren Gründen zurückgetretenen und durch einen Beauftragten
des Arbeiter- und Soldatenrates ersetzten Schriftleiter der
„EckernfOrder Zeitung",insein Amt wiedereinzusetzen.Mitte
November äußerte sichnachdeninEckernfördeeingehenden
Meldungen derdurchdie Arbeiter-und SoldatenräteinBerlin
beauftragte neue preußische Innenminister, P. Hirsch (SPD),
zu den Aufgaben dieser Einrichtungen. In seinem Erlaß be-
stimmte er, daß dieRäte
„alsKontrollinstanz den einzelnenBehördenzurSeitezu treten
habenund vorbehaltlich der Vereinbarungen beiallen wichtigen
Ereignissenhinzuzuziehen" seien.13

DasRundschreibensprach denArbeiter- und Soldatenräten
aber ausdrücklich dasRecht ab,Beamteabzusetzen.Hierzusei
nur dasMinisteriumselbst befugt.14

InzwischenhattendieArbeiter-undSoldatenräteinEckern-
fördeselbst versucht, ihreRolle zudefinieren.Ihregrundsätzli-
chenZiele wurdenvonihremVorsitzenden, Jünger, am 22.11.
1918 in einer Versammlung, an der nach Angaben der „Ek-
kernförderZeitung" 1200 Personen teilnahmen,umrissen.Da
die Ausführungen sehr aufschlußreich für das Selbstverständ-
nis der Revolutionäresind, werdensie hier ausführlich zitiert.
Jünger sagte:

,Jch glaube nicht, daß es notwendig ist,heutedieunmittelba-
ren Ursachen der Revolution nochmals zu wiederholen. Allen
sind die Vorgänge bei der Marine, die Straßenkämpfe inKiel

12 Hierzu ausführlicher: R. Schulte:
Landarbeiter und Großgrundbesitz in
der Weimarer Republik am Beispiel
Eckernförde,in: Demokratische Ge-
schichteI,Kiel1986, S. 184.
13 LAS320Eckernförde/Rev..
14 LAS 320Eckernförde/Rev..

100



usw. hinreichendbekannt. Diegewaltige Umwandlung hat ihre
größeren Ursachen. Das deutsche Volk wurde bisher unter ei-
nem System regiert und verwaltet, unter dem nach jederRich-
tung hin wir einen schweren Druck verspürt haben. Diesen
Druck übte eine einzelneKlasse aus, die dieHerrschaft in den
Händenhatte.Der ausgeübte Druckmußte zurRevolutionfüh-
ren...UnserRegierungssystem warschon seitJahrzehnten auf
Lugund TrugundUnwahrheitaufgebaut gewesen.Darumhatte
es keine Daseinsberechtigung mehr und mußte hinweggefegt
werden. Besonders die Arbeiterklasse hatte schwer unter der
altenRegierung zu leidengehabt...Die Warnungen der Volks-
vertreterbliebenungehört...Dannkam der Krieg...Alleshat
dieses Volk mit übermenschlicher Kraft getragen, weil es der
Regierungglaubte, daß sie dieFreiheitbringen würde, und weil
esdas Vaterlandzu verteidigenfür seine Pflicht hielt. Wenn wir
jemalsbelogen wordensind, dann sind wir währenddesKrieges
belogen worden... Eine weitere Quelle der Revolution ist der
Militarismus. Wie viele vonuns haben diese Schmachan ihrem
eigenen Leib erfahren, imblödenDrillund oftmals unverant-
wortlicherMenschenquälerei, diemitLandesverteidigungnichts
zu tunhatte...

Wenn wirdies alles verstehen, dann wissen wirauch, was jetzt
zu tun ist.

Die Regierungen im Reiche und in den Einzelstaaten sind
gestürzt. Andie SpitzesindMännergetreten, die das Vertrauen
des Volkes besitzen und in schwerer Stunde den Willen haben,
Schweres zu verhüten. Die Arbeiter- und Soldatenräte haben
sich gebildet. SiehabendieAufgabe, für RuheundOrdnung zu
sorgen und die Behörden... zu beraten und zu überwachen.
Die Arbeiter- und Soldatenräte sind die Träger der Macht und
habendieFührung imDeutschenReiche. Sie werdensichbemü-
hen, mit den Behördenzu arbeiten. Wir wollen nicht, daß ir-
gendein Gegensatz zu denBehördeneintritt. Wir wollengegen-
revolutionäre Maßnahmen verhindern, nicht deshalb, weil wir
dieMacht haben wollen,sondern darum, weilwirdiegewaltigen
Aufgaben der Arbeiter- und Soldatenräte durchführen müssen.
DieBehördenhabensichbereiterklärt, mituns zusammenzuar-
beitenundmitunsdieschweren Aufgaben zu lösen.Ihnenallen
sind die Waffenstillstandsbedingungen bekannt. Siesindfurcht-
bar hart und schwer, fast undurchführbar. Aber ichkann und
muß die Erklärung abgeben, daß sie dennoch durchgeführt
werden müssen, weil wir einen Frieden brauchen, um uns zu
erholen... Wir sind der festen Zuversicht, daß es uns möglich
sein wird, Friedensverträge abzuschließen, die annehmbar und
menschenwürdig sind.

Die überhastete Räumung bringt die entsetzliche Gefahr der
Hungersnot mit sich. Wir müssen der gewaltigen Katastrophe
vorbeugen, um Deutschland vor einem ungeheueren Abgrund
zubewahren. Darummüssen wirstrafferorganisierenundMaß-
nahmen treffen, die vielleicht nicht jedem angenehm sind, die
abermitRücksicht aufallegetragen werdenmüssen. Ichersuche
diese Maßnahmen so aufzufassen, daß sie nur geschehen, um
den zurückgehenden Truppen Nahrung geben zu können...
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Die Demobilisation ist in unserem Kreis auch nicht einfach
durchzuführen. Die zurückkehrenden Feldgrauen müssen Ar-
beit,BrotundLohnhaben. Dadarfmanunsnichtam organisie-
renhindernunduns keine Schwierigkeitenmachen.

Wir wollenkeinen Bolschewismus einführen. Wir sehenauch
heute nochnicht ein, daß eine besonderePartei herrschen soll,
wir wollennicht Gleiches mit Gleichem vergelten. Aus diesem
Grunde sollen in absehbarer Zeitdie Wahlen zurNationalver-
sammlung stattfinden, die dann die Gesetzgebung regeln
wird... Weite Kreise des Volkes sollen das Recht bekommen,
zur Nationalversammlung zu wählen und Männer(l) an die
Spitze des Reiches zustellen, zudenensie Vertrauen haben...
Jederistdazuberufenmitzuhelfen, daß das ZielderRevolution,
die soziale Republik erreicht wird... Auch der Gegner wird
geachtet."15

Denletzten genannten Sachverhalt hatte er in einemanderen
Wortprotokoll nochnäher aufgeführt:
„Wie wir bisher eine einseitige Klassenherrschaft bekämpft ha-
ben, so werden wir es auch zukünftig nicht dulden, daß eine
gewalttätige Minderheit eine Schreckensherrschaft führt. Der
jetzige Zustand ist einProvisorium. Bis die Nationalversamm-
lunggewählt istund dieLeitung übernimmt, werden wir Arbei-
ter- und Soldatenrätefür Ordnungsorgen.

"16

Der vom Vollzugsausschuß als Beigeordneter des Landrates
ernannte Arbeiter Jürgen Jürgensen von der USPD rief an-
schließend im Einvernehmen mit Jünger dazu auf, den alten
Kräften nicht wieder dieMacht zu übertragen.

DieRevolution wurdevondenRevolutionären aufdieKlas-
sengesellschaft desKaiserreichszurückgeführt. Derkaiserliche

15 EckernförderZeitung 23. 11. 1918.
Ein bestimmtes befangenes Denken
der Räte wird auch deutlich: Jünger
konnte sich nur „Männer" in verant-
wortlichenPositionenvorstellen.
16 EckernförderZeitung 22. 11. 1918.

Auch diessah derArbeiter-undSolda-
tenratalsAufgabean:AlleFrauenüber
20 Jahren hatten erstmals für die
Reichstagswahlen 1919 das Wahlrecht
bekommen. Sie solltennun über ihre
neuen Möglichkeiten aufgeklärt wer-
den (aus: Eckernförder Zeitung,
16. 12. 1918).
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Staathatte für sie seineLegitimation verloren. Als wichtigstes
Ziel nannte der Vorsitzende des Arbeiter- und Soldatenrates
die Abwendung eines drohenden Notstandes inZusammenar-
beit mit denzuständigen Behördenund die Wahlen zu einem
Parlament in einer sozialenRepublik". Mit letzteremBegriff
war wahrscheinlichein Staat gemeint, der mit oder ohne „so-
zialisierte"ProduktionsmittelaufGrundlagevonGewaltentei-
lung,Mehrheitsbeschlüssen und starkensozialstaatlichenEle-
menten arbeiten sollte. Die Frage der Vergesellschaftung der
Produktionsmittel- damals Kernforderung jeder sozialistisch
orientiertenBewegung-galt für dieRäte als offen.

Die Zielvorstellung einer „sozialen Republik" war so insge-
samt recht unscharf, doch eines stand für den Eckernförder
Arbeiter- und Soldatenrat fest: Am Ende einer Revolution
sollte eindemokratischer Staat ohnemilitaristischeRelikte aus
dem Kaiserreich stehen. Mit der Entlassung des Heeres im
ganzen Reich zog es auch die in Eckernfördestationierten
SoldateninihreHeimatstädte. Somit löstesich auchderSolda-
tenrat in Eckernfördeauf, der Arbeiterrat arbeitete alleine
weiter. Die nun verfolgten Aktivitäten lagen immer noch in
dem schon vorgegebenen Rahmen: Der Arbeiterrat vermit-
telteStellen für entlasseneSoldaten,versuchte besonders deut-
liche Fälle von Wohnungselend bei Landarbeiterfamilien zu
verbessern und unterstützte bzw. organisierte die Arbeit der
Bauernräte. Die gewählten Vorsitzenden dieser ländlichen
Räte-es handelte sich umzwei Großgrundbesitzer und einen
Vollhufner - äußerten sich zwar kritisch zu den Maßnahmen
desRates, verhielten sich aber vorerst loyal zur neuen Repu-
blik,wenn auch ineiner Äußerung eine Version der späteren
Dolchstoßlegende anklang.17

Im Dezember war die RevolutioninEckernfördeeigentlich
schonbeendet. GegendielokalenRäte, dieneueReichsleitung
undallgemein gegendieUmwälzunghattesich inEckernförde

17 EckernförderZeitung 18.12. 1918.
Ein Gutsbesitzer machte dieRevolu-
tionfür dieNahrungsmittelmisere ver-
antwortlich.

Als eine der wichtigsten Aufgaben für
denArbeiter-undSoldatenratgalt die
Lebensmittelversorgung nach dem
Krieg:Da die Landwirtschaft sehr un-
ter den Kriegsfolgengelittenhatte, be-
mühten sich die Arbeiter- und Solda-
tenrätebesonders,bestimmteErsatztei-
le für die landwirtschaftlichen Geräte
zu besorgen (aus: Eckernförder Zei-
tung, 20.11. 1918).
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kein Widerstand erhoben. Der Eckernförder Arbeiterrat
konnteohneschwereKonfliktemit denBehördendiedringend
zu lösenden Tagesprobleme nach dem Waffenstillstandsab-
schluß regeln. Eckernfördeschiengleitend vomKaiserreichin
einenneuen,nochnicht klardefinierten Staatübergegangen zu
sein

Auch dieEreignisse im fernen Berlin- wie der Reichsrate-
kongreß oder der Januaraufstanddes Spartakus - fandenkei-
nen odernur geringenWiderhall.Eckernfördeschiendaserste
Weihnachten im Friedenzu feiern.Lediglich eine Bemerkung
imProtokollbuch der USPD von Ende Dezember deutet dar-
auf hin, daß auch Unzufriedenheit mit den Entwicklungen
herrschte.18

Die Wahlen im Januar 1919 bestätigten die führende Rolle
der (M)SPD inStadt und Kreis, erbrachten eine große Mehr-
heit für die demokratischenParteien insgesamt und eine abso-
luteMehrheit für dieParteien der Arbeiterbewegung imKreis
und inBorby, nicht aber inder StadtEckernförde:
Die Wahl zurNationalversammlung im Januar 1919

4. „Waffenfunde"
oder: DieGegenseite
bleibtnicht nurpassiv

Im Vergleich lagen die Stimmen für die USPD und DDP in
EckernfördeundBorby zusammen höheralsimReichsdurch-
schnitt; die Stimmen für die SPD entsprachen ihm ungefähr.

Der Arbeiterrat sah aber mit der Wahl die Revolution noch
nicht als gesichert an und stellte deswegen seine Arbeit nicht
ein.Er führte seinesozialpolitischen Aktivitäten fortund kon-
trollierte auchweiterhindieBehörden.DieTatsache, daß aber
einige wichtige Aktennichtgegengezeichnet wordensind,zeigt
auf, daß es z.B. dem Landrat leicht gewesensein muß, diese
Prüfung zuunterlaufen.

Als imMärz 1919 ein Oberstleutnant aus Rendsburg inEk-
kernfördeFreiwillige für dasFreikorps „Schleswig-Holstein"
anwerben wollte, beschloß der Arbeiterrat, diese Aktion zu
verhindern. Der anti-demokratische Charakter derFreikorps
war inzwischenzuoffensichtlichgeworden.Er tolerierte aller-
dings den Aufbau vonanderen Freikorps inEckernförde,de-
ren Offiziere von der Provinzialregierung anerkannt worden
waren.20

Im April1919 wurde bei einerHausdurchsuchung auf dem
Gut des PrinzenHeinrichein größeres Lager von Schußwaffen
und Handgranaten gefunden. Die Vermutung lag nahe, daß
dieses Arsenaleinmal zu Zwecken, die gegen die neue Repu-
blik gerichtet waren,verwendet werdenkönnte.Der Arbeiter-

18 Protokollbuch a.a.O. Eintragung
vom 19. 12. 1918. Es wurdebemän-
gelt, daß die Provinzialregierung An-
tragsrechtbeiden Regionalratekonfe-
renzenhabe.Diese wurdeals unzuläs-
sige Einmischung gesehen.
19 EckernförderZeitung14.1. 1919.
20 LAS 320Eckernförde/Rev..
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rat betrieb deshalb die Beschlagnahme diesesFundes.21 Auch
andere Waffenlager, die in der folgenden Zeit auf weiteren
Gütern entdeckt wurden, wurdenaufseineInitiativehinaufge-
deckt.Wegen dieser Ereignisse hieltenJünger vonder (M)SPD
und Jürgensen von der USPD, die sich inzwischen als Mei-
nungsführer im Arbeiterrat herausgebildet hatten, die Arbeit
diesesGremiumsfür weiterhinnotwendig. WährendJürgensen
jedochdieEinrichtungvonArbeiter- undSoldatenrätenunein-
geschränkt bejahte und sie in die Verfassung neben dem
Reichstag einbinden wollte,sahJünger einenanderenSchwer-
punkt. Er erklärte, daß dieRevolutionbereits alle ihre Ziele
erreicht habe unddieRevolution durchdieParlamentswahlen
nunmehr abgeschlossen sei. Reichs- und Landtage „müßten
aber weiter recht kräftig durch dieArbeiterbeeinflußt werden".
Jünger bat die Öffentlichkeit dann um Anregungen für ein
zukünftiges Betätigungsfeld des Arbeiterrates. Eine Woche
später umriß er seine Vorstellungen: Die Arbeiterrätesollten
in eine ,Arbeitskammer" aufgehen, deroffenbar eine „Unter-
nehmerkammer" gegenüberstehen sollte.Damit war eineUm-
funktionierung imSinneeiner wirtschaftlichen Vertretungvon
ArbeitnehmerninderFormetwa einesBetriebsräteparlaments
gemeint. Jünger gab auch bekannt, daß der Arbeiterrat in
Eckernförde eine Änderung in diese Richtung bereits selbst
beschlossen habe.23

Dieser trat inden folgenden Monaten dannnurnoch indem
rein wirtschaftlichenBereichder Interessenvertretung z.B.bei
der Unterstützung des Aufbaus einer Landarbeitergewerk-
schaftandieÖffentlichkeit. ImZusammenhangmit derartigen
Aktivitäten wurden allerdings hauptsächlich Namen aus der
EckernförderUSPD erwähnt.24

Seit September 1919 sind Aktionen des Arbeiterrates in
Eckernfördenicht mehr nachzuweisen; wahrscheinlich hängt

21LAS 320Eckernförde/Rev..
22 EckernförderZeitung23.4.1919.
23 EckernförderZeitung2.5. 1919.
24 DieUSPDinEckernfördeversuchte
sich ab Frühjahr 1919 auch deutlich
vonderKPDabzugrenzen;esmehrten
sich dieStimmen,die die Putschaktio-
nender KPD verurteilten, siehe:Pro-
tokollbuch, a.a.O. Eintragung 4.7.
1919.

Die USPD in Eckernförde bemühte
sich besonders um die Organisierung
von Landarbeiternaufden umliegen-
denGütern oder indenentsprechenden
Dörfern.Ergebnis einer dieserBemü-
hungen war offensichtlich die Grün-
dungeines Ortsvereins in dem kleinen
OrtRieseby um1918119.AlsdieUSPD
dann 1922zumgroßen Teil wiederzur
SPD übertrat, wurdeaufderFahne das
„U" (= „Unabhängige") einfach wie-
der entfernt. Der heutige Zustand der
Fahne ist rechts zu sehen, links wurde
diealteFahneanhanddernochsichtba-
renNadelstichemit Kreide rekonstru-
iert.
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dieser Sachverhalt auch mit der Auflösungsämtlicher Arbei-
ter- und Soldatenräte inSchleswig-Holstein zusammen.

Die ehemaligen königlich-preußischen Beamten inEckern-
förde,wie derBürgermeister Albersundder Landrat v.Schrö-
der, blieben allerdings durch die revolutionären Ereignisse
unangetastet im Amt. Auch der höchsteOffizier der für die
Stadt zuständigen Militärbehörde,vonLattorf aus Schleswig,
der inEckernförde für die nicht aus demokratischen Kräften
zusammengesetzten Freikorps warb, konnte weiterhin seine
Funktion wahrnehmen.

Alle drei waren maßgeblich im März 1920 am Kapp-Putsch
beteiligt, den sie entweder in Zusammenarbeit mit einigen
Gutsbesitzern aus der Umgebung im Amt vorbereiteten, oder
indem sie- wie z.B. der Landrat dort - eine dubiose Rolle
spielten. In diesem Putsch, während dessen Eckernfördevon
Reichswehrtruppen und Freikorps militärisch besetzt worden
war,sollte diegewählteReichsregierungabgesetzt undschließ-
lichdie Weimarer Republik zu Fall gebracht werden.

Während sich die offen für eine demokratische Republik
einsetzendeRätebewegung ab 1919 aus der Öffentlichkeit zu-
rückzog, blieben die Kräfte, die schon vor der Revolution
wichtige Machtpositionen in Justiz, Militär, Verwaltung und
auf den Gütern innehatten und die — wie sich allerdings erst
später zudeutlichherausstellensollte-anti-demokratischein-
gestellt waren, nach wie vor auf ihren Posten. EinBruch mit
dem Kaiserreich war immer noch nicht endgültig vollzogen
worden-die Revolution für einen demokratischen Staat war
auch inEckernfördeaufhalbem Wege steckengeblieben.

5. „Die Arbeiter- und
Soldatenräte haben
sich jedes direkten
Eingriffs zuenthalten"
oder: Die sozialisti-
sche Reaktion von
oben

Die Ursachen für denBedeutungsverlust der Rätebewegung
sowie ihr Unvermögen,ihr Ziel einer „sozialen Demokratie"
erfolgreich durchzusetzen, könnenam Lokalmodell Eckern-
fördeaufmehreren Ebenen gesehenwerden.

Die Revolution war von einem Arbeiter- und Soldatenrat
getragen worden. Doch der eine Teil dieser Bewegung, der
Soldatenrat, löstesichbereits einenMonatnachdem Umsturz
auf. Sicherlich ist der Wunsch vieler Matrosen, nach vier Jah-
renKriegsdienst an den heimatlichen Wohnsitz aufDauerzu-
rückzukehren, sehr verständlich; er zeigt jedochauch,daß ein
revolutionäres Bewußtsein nur ansatzweise vorhanden war.
DieAuflösungdesSoldatenratesschwächte aber dieMachtba-
sis der Rätebewegung; Entschlüsse waren nun schwieriger
durchsetzbar.Die Zielvorstellungen des Arbeiter- undSolda-
tenrates sind hinreichend erörtert worden. Nachdem sich die
politische Umwälzung so scheinbar ruhig vollzogen hatte, be-
gannen auch Differenzen in der Arbeit derRäte eine größere
Rolle zuspielen. Während Teile der sich zur (M)SPD zählen-
den Fraktion ihre Aufgabe eher auf wirtschaftlichem Gebiet
sahen, fordertendiezurUSPD neigenden Mitgliederpolitische
Kontrollrechte.DieseDiskrepanzbestand inder imNovember
1918 vorgenommenen Rollenverteilung im Arbeiter- undSol-
datenrat Eckernfördesnochnicht,denndort teiltensichbeide
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Fraktionen die Aufgaben gleichwertig auf. Ab Januar 1919
hattedieRätebewegung inEckernfördeaberkeine einheitliche
Ausrichtung mehr,da dieeinzelnen Vertreter immermehr zum
Sprachrohr von Parteistandpunkten wurden.Diese inhaltliche
Zersplitterung mußte sich lähmend auf die Durchsetzung der
grundsätzlichen Zieleauswirken.

Alsein wichtigesHemmnis muß auchdiePolitik der damals
das Reich regierenden „Volksbeauftragten", die zuerst von
(M)SPD und USPD paritätisch, dann ab Dezember 1918 nur
noch von der (M)SPD allein verantwortet wurde, angesehen
werden

Am 20.12. 1918 wiederholtenderpreußische Innenminister
undder Finanzminister -beidegehörtendensozialdemokrati-
schen Parteien an -noch einmal die Anweisung, daß Beamte
nur in dringenden Fällen undnur mit Zustimmung desInnen-
ministeriums absetzbar seienund sich die Arbeiter- undSolda-
tenräte „im allgemeinen jedesdirektenEingriffs in die Verwal-
tungzu enthalten"hätten.25 DieseAnweisung engtedie Arbeit
der Räte entschieden ein.Die Novemberregelungen wurden
dadurch sichtlich verschärft.

Am 25.Januar beschwerte sich der Bürgermeister von Ek-
kernfördebei derProvinzialregierung, daß er zwar den Arbei-
terrat auf die Beschränkung seiner Befugnisse hingewiesen
habe,dieseraberseinenHinweisnicht annehmenwolle.Offen-
bar beharrte der Arbeiterrat weiterhin aufseinenvollen Kon-
trollrechten. Die Antwort des Regierungspräsidenten in Ab-
wesenheit seines Beigeordneten E. Adler klang wie aus alten
Tagen: „Der Arbeiterrat ist ebensowenig wie der Vollzugsaus-
schuß dem Magistrat übergeordnet. "26 Der Bürgermeister
mußte sich nach dieser Entscheidung wieder als mit voller
Autorität eingesetzt gefühlt haben. Er berief sich bei seiner
BeschwerdeaufeinenneuenErlaß desFinanzministeriumsvon
Anfang Januar,der denRäteninzwischenweder dasRecht auf
Einspruch noch auf gegen das geltende Gesetz verstoßende
Änderungen von Verwaltungsmaßnahmen einräumte. Auch
die Teilnahme anMagistratssitzungen sowie die Einsicht inals
geheim eingestuften Akten konnten hiernach den Arbeiter-
und Soldatenrätenverwehrt werden.27

Manmuß sich dieBedeutungeinersolchenReglementierung
vor Augen halten.ZweiArbeiter wurdenwährendderRevolu-
tionstage demLandrat „beigeordnet",stelltensich im Amt vor
und wollten die Arbeit der Verwaltung kontrollieren. Der
Landrat hattesie sicherlichmit Höflichkeit,aberauch Distanz
empfangen und ihnenihreaufgetragene Aufgabe wahrschein-
lich nicht erleichtert. Einer Kontrollezu entgehen, mußte un-
ter diesen Umständensehr leichtgewesen sein;der Amtsleiter
konnte die Wege des Informationsein- und -ausgangs in der
Hand behalten. Die Beigeordneten müssen mit dem Gefühl
der Ohnmacht gelebt haben. In dieser Situation wurden von
der von den Arbeiter-undSoldatenräten eingesetzten Reichs-
regierung Erlasse herausgegeben, die die Aufgaben gerade
dieser unterenKontrolleinrichtungen auf einMinimum einzu-
schränkenversuchten.DiebeidenDelegiertendesArbeiterra-

25LAS 320Eckernförde/Rev..
26LAS309/8463.Der zweite Beigeord-
nete im Regierungspräsidium war al-
lerdings damit einverstanden,daß die-
ser Bescheid ohne Gegenzeichnung
von Adler gegeben wurde.
27Der Erlaß ist zitiert beiE. Kolb: Die
Arbeiterrätein der deutschen Innen-
politik 1918/19, Düsseldorf 1962, S.
265.
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tes müssen sich brüskiert gefühlt haben; Kontrolle war nun
unter diesem neu festgelegten Rahmen erst recht nicht mehr
möglich.

EineErklärung für dieseHaltung dersichnunineinerRevo-
lutionsregierungbefindendenSPD- oder auchteilweiseUSPD-
Leitung enthält die Rede von Carl Legien, dem bekannten
Reichstagsabgeordneten der (M)SPDund langjährigen Vorsit-
zenden des ADGB (Allgemeiner Deutscher Gewerkschafts-
bund).Legien redete aufeiner Wahlversammlung derEckern-
förderSPD am 12.1. 1919.Da seine Ausführungen sehr auf-
schlußreich für die ZieleunddieEinschätzung derpolitischen
Lage durch die SPD-Leitung sind, sollen sie hier ausführlich
zitiert werden.Legien sagte:

„Als gewaltigste Revolution in der Weltgeschichte darf in
Deutschland die Revolution im November bezeichnet werden.
Es isteinesozialeRevolution, und was daserfreuliche dabeiist,
sie ist mit verhältnismäßig geringen Opfern erkämpft worden.
DerErfolg derRevolution beweist, daß die seit dem 4.August
1914eingeschlagene PolitikderSPD (Legienmeintehiermitdie
Bewilligung der Kriegskredite durch die SPD - d. Verf.) die
richtige gewesen ist. Wären wir den Unabhängigen gefolgt und
hättenschon1917 Schritte unternommen, so wären siemit Waf-
fengewalt niedergeschlagen worden.Die Voraussetzung derRe-
volution warder ZusammenbruchdesMilitarismus. Die wahn-
sinnige Idee, den Gegner mit Waffengewalt niederzuschlagen,
mußte erst Schiffbruch erleiden. Der Verlauf der Revolution
zeigte auch, daß der Eintritt in die Regierung der SPD der
richtige Weg war. Diemilitärischen Gewalten machten diePoli-
tik imLande.Erstdurch den EintrittindieRegierung wurdedie

Die Ernennung zum Landrat galt um
dieJahrhundertwendein der Provinz
Preußen, in die auch Schleswig-Hol-
stein 1866 eingegliedert worden war,
immernochalsPrivilegdesAdels. Die
Landräte vonEckernförde im 1. Welt-
krieg, vonReck und vonSchröder,re-
sidierten in diesem Gebäude in Borby
am Mühlenberg. Das Landratsamt
wurde in einem neugotischen Stil er-
baut,derfür vieleregionalepreußische
Verwaltungsgebäude der Zeit typisch
war.Der Rückgriff aufdie Architektur
derGotik kannim Zusammenhangmit
dem damalsherrschendenNationalis-
musgesehen werden.Man wollteoffen-
bar hiermit zu Ende des 19. Jhs. eine
spezifisch deutsche Architektur de-
monstrieren, denn die Stilrichtung der
Gotik hatte im Mittelalter inDeutsch-
land wichtigePrägungen erhalten und
war nicht, wie andere Kunstströmun-
gen, allein aus demAuslandeingeführt
worden(Bild: Stadtarchiv Eckernför-
de).
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Möglichkeit gegeben, die politischen Verhältnisse zu ändern.
Aufdas Drängen der Oberheeresleitung wurde das Waffenstill-
standsangebot gemacht, worauf die SPD die Abdankung des
Kaisers verlangte...Am 9.11. trat die allgemeine Arbeitsruhe
inBerlin ein. Dann begannen die Verhandlungenmit der USP,
um den Bruderkampf einzustellen...Die Politik der SPD hat
bewirkt, daß sich die SPD auch dieAnerkennung der bürgerli-
chen Kreise erworben hat. Daher und weilsie sich nicht mehr
gewachsenfühlten, ließen die bürgerlichen Gewalten dieRegie-
rung inunsereHändeübergehen. Daherist derBeweiserbracht,
daß das deutsche Volk der SPD viel zu danken hat für die
Übernahme der Regierungsgewalt. Inzwischen hatten sich die
Arbeiter- und Soldatenräte gebildet. Gewiß sind Dummheiten
vorgekommen, haarsträubende Dummheiten, gewiß ist man-
ches geschehen, das besser unterblieben wäre. Aber wir dürfen
nicht nurdie Schattenseitensehen, wir müssen anerkennen, daß
Dank der organisatorischen Arbeit, diedie sozialistischen Ar-
beiter-undSoldatenräte leisteten, diesergewaltige Übergang fast
ohneBlutvergießen möglich war...

Es isteinefurchtbare Erbschaft, die dieSPD angetretenhat:
Ein vollständig zerrüttetes Wirtschaftsleben, eine Industrie, die
zurHälfte totist, zuranderenHälfte eingestellt aufdieErforder-
nisse des Krieges, der größte Teil unseres Volkes seit mehr als
zweiJahren leidend anUnterernährungund Kleidermangel...

Wirhaben eine sozialistischeRegierung. Siehatin der ersten
Stunde erklärt, daß sieihrAmtnur alseineinstweiligesbetrach-
tet, weil wir Demokraten sind, deswegen verwerfen wir jede
Diktatur... Wir wenden uns auch gegen die Kreise, die alle
Veränderungen im wirtschaftlichen Leben auf dem Wege der
Gewalt vollziehen wollen, diewirganz bestimmt aufgrundeiner
Mehrheit des Volkesmit gesetzlichen Mitteln durchführen kön-
nen...

Wirhaben seit jeherdie Absonderung der Landesverteidiger
in eine besondere Kaste verurteilt, weil wir ein Volksheerfor-
dern, in dem... auch jeder Soldat Bürger ist. Erst wenn dem
Heere durch die sozialistische Mehrheit in der Nationalver-
sammlung dieses Recht endgültig zustehen wird, können wir
behaupten, daß der endgültige Bruch mit dem Militarismus...
vollzogen wird."2S

Legien sprach sichdannnoch gegen eine vorzeitige Soziali-
sierung der Industrie aus, weil das Wirtschaftsleben zuerst
einmal wieder aufgebaut werdenmüsse, undverwies wiederum
auf die Notwendigkeit eines Mehrheitsbeschlusses zu dieser
Maßnahme. Kritik an der Politik der SPD der letzten Jahre
konnteLegien nicht anerkennen und warfdem bereits erwähn-
tenBeigeordneten beimLandrat,J. Jürgensen, vor,daß dieser
den Aufbau eines Volksheeres, wie er z. Zt. stattfinde, nicht
richtig verstehe.29

Die Revolution von 1918 und die Abdankung des Kaisers
scheinen nach Legiens Darlegungen einzig das Werk einer
Partei-nämlich der SPDund in ihr besonders der (M)SPD-
Fraktion im Reichstag - zu sein. Diese habe in langfristiger
Planung konsequent - und oft zu Unrecht angegriffen - die

28EckernförderZeitung13.1. 1919.
»Ebd.
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Ablösung der Monarchie betrieben und erreicht. Schließlich
seidie Bewilligungder Kriegskredite auch als einBaustein für
diesen geradlinigen Weg anzusehen.Legien konnte und wollte
die Revolution so nur als Ergebnis einer Politik „von oben"
sehen. Zwar würdigte er auch die Rolle der Arbeiter- und
Soldatenräte,schränkteihreBedeutungaber aufbloße organi-
satorischeLeistungen inder Umbruchzeit ein.

Nicht erwähnt oder verdeckt wird inderRede, daß derSPD
gerade indieser Zeit einkonkretes Programm oder konkrete
Vorstellungen während und nach einem Zusammenbruch des
Kaiserreichs fehlte. Dieser Mangel wird schon alleinin dem
Zögern der SPD-Reichstagsfraktion sichtbar, überhaupt eine
Republik auszurufen.Sie rangsich schließlich zudiesem Schritt
durch, weil der Druck „von unten" zu stark geworden war.
FriedrichEbert versuchte zuletzt nochdieStaatsformderMo-
narchie zu retten, auch wenn er sie in eine konstitutionelle
hätte umändernsollen.

Die (M)SPD gab sich im November 1918 mit der Übertra-
gung der Regierungsverantwortung an die parlamentarische
Mehrheit zufrieden; die nach demokratischen Strukturrefor-
men drängende Rätebewegung störtenun eher einengeordne-
ten Ablauf der Regierungsgeschäfte.30

Mit der von Legien dargestellten Errichtung eines „Volks-
heeres" konnte nur der Aufbau der sogenannten Freikorps
gemeint sein, dievonehemaligen kaiserlichenOffizieren gelei-
tet wurden undalseinSammelbeckenderoffenanti-demokra-
tischenKräfte galten. ZudiesenTruppen und der sich reorga-
nisierenden Reichswehr gab es später kein militärisches Ge-
gengewicht mehr; eine Abhängigkeit der Existenz der Repu-
blik vom Wohlwollen dieser Gruppen war vorauszusehen.
AuchdieAussage Legiens, die Änderung derinnerenStruktu-
ren des in Preußen als „Staat im Staate" bekannten Heeres
einer parlamentarischen Entscheidung zu überlassen, zeugt
davon,daß dieSPD „dieKernfrage einerdemokratischenRevo-
lution"31 nicht erkannt hatte. Diese lautete nämlich,
„wie eine solche Demokratie geschaffen werden kann, wo sie
noch nicht bestanden hat, d.h. welche Veränderungen der
Machtverhältnissevorausgehen müssen, bevordieneuenforma-
lenInstitutionengesichert funktionieren können"?2
Andernfalls stand dieneue Republik ohnesolidesFundament
da,ständig gezwungen, von anderen als dem demokratischen
Entscheidungszentrum geleitet zu werden.

AusdenWortenLegiens spricht aber auchnochder Optimis-
mus im Hinblick auf eine zukünftige sozialdemokratische
Mehrheit indenParlamentenund Verantwortungsbewußtsein
für dieBewältigungderschwerwiegenden wirtschaftlichenPro-
bleme Deutschlands nach dem 1.Weltkrieg.

DiePolitik der Zurückdrängung derInitiativen „vonunten"
und der Duldung anti-demokratischer Gruppen setzte sich
auch in Eckernfördenoch 1919 fort. Als der Arbeiterrat -
ordnungsgemäß und die Entscheidungshierarchie achtend -
beim Innenministerium Preußens, dem inzwischen P. Heine
von der (M)SPD vorstand, um Anweisungen bezüglich der

30Zu diesem Gesamtkomplex undge-
nauerenBelegen siehe:
R.Ruräp:DemokratischeRevolution
und „Dritter Weg", in: Geschichte
und Gesellschaft9/1983, S. 288f.
H. A. Winkler. Von der Revolution
zur Stabilisierung, Bonn 1984, S.
68-190.
E.Kolb:DiesteckengebliebeneRevo-
lution, in: Wendepunkte der deut-
schen Geschichte, hrsg. vonC. Stern
u. H.A. Winkler, Frankfurt 1980, S.
87-116.
E. Kolb: Die Weimarer Republik,
München 1984, S. 156f.
31 R. Löwenthal:DiedeutscheSozial-
demokratie,in: Weimar undheute,in:
ders.: Sozialismusund aktive Demo-
kratie, Frankfurt 1974,S. 101.
32 R. Löwenthal:a.a.O.S. 101.
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Waffenfunde auf denGütern nachfragte, bekam er eine über-
raschende Antwort. Heine sah in dem Waffenarsenal kein
rechtliches Vergehen und keinen weiteren Anlaß für ein Ein-
schreiten durchseine Behördegegeben.33

Auch hier muß man sich die Bedeutung einer solchenEnt-
scheidung vor Augen halten. Eine zur Demokratie hinfüh-
rende Revolution hatte auch ohne Blutvergießen in Eckern-
fördestattgefunden. Nun-einige Monatespäter-sammelten
Anhängerdes altenRegimesbereits wiedermilitärischeMittel,
um sie eventuell zueinem geeigneten Zeitpunkt einsetzenzu
können.Dochderzuständige Innenminister sah indiesenEnt-
wicklungen keine Ursache zur Beunruhigung, wies weiterge-
hende Vorschläge durch den Arbeiterratzurück underachtete
den Vorfallals abgeschlossen. Diese Entscheidung schwächte
die Stellung des Arbeiterrates, förderteaber antirepublikani-
sche Bestrebungen, da hierkein Signal gesetzt worden war.In
derTat wurdendann1919bekanntlichweitereWaffenlager auf
Gütern entdeckt.

Ein weiterer, wichtiger Faktor,der zum Scheiternder Räte-
bewegung führte, muß indenErgebnissen der Gemeindewah-
len vomFrühjahr 1919 gesehen werden:Hier erhielteine „bür-
gerliche Liste" bei einer Wahlbeteiligung von ca. 65 % inEk-
kernfördeundBorbyzusammen60,9 %derStimmen,während
SPD und USPD nur auf 39,1% kamen. Die die Revolution
aktiv tragenden Parteien warensomit aufder Gemeindeebene
in die Minderheitsposition gedrängt und ihre Legitimation
sichtbar erschüttert worden.

6. ZwarAuflösung,
aberkeinRückzug-
derweitereLebens-
wegder Arbeiter-und
Soldatenräte

Die Lebenswege der Mitglieder der Soldatenräte sind nicht
mehr zu verfolgen, weil diese nach der Entlassung aus der
Marine in ihre verschiedenen nicht bekanntenHeimatstädte
zurückkehrten. O. Jünger, der Vorsitzende desArbeiterrates,
ging nach seiner Entlassung aus derTorpedoversuchsanstalt -
der größte Teil der Belegschaft warnach Kriegsende entlassen
worden - wieder in seinen Heimatort Bremen-Vegesack zu-
rück. J. Scharfenberg trat zur KPD über und blieb dort sehr
aktiv. 1936 wurde er als Mitglied eines Fluchthelferrings in
Eckernförde,der Verfolgte über die OstseenachDänemark in
Sicherheit brachte, festgenommen und verbrachte ein halbes
Jahr imKZ.Wegen seines durchdieKZ-Haft äußerst angegrif-
fenen Gesundheitszustandes wurdeer dort aber wiederentlas-
sen. Scharfenbergstarb1937. Jürgen Jürgensen, der zwarnicht
dem Vollzugsausschuß angehörte,aber trotzdemeinewichtige
Rolle während der Revolution spielte, trat - wie die meisten
Mitglieder der EckernförderUSPD - 1922 zur SPD über. Er
vertrat später als gewählter Abgeordneter den Wahlkreis Ek-
kernförde im preußischen Landtag und hatte dort 1932 das
Amt desFraktionsgeschäftsführers inne.Jürgensen kam wahr-
scheinlichalsKZ-Häftling währendeines irrtümlichen Angriffs
von englischen Flugzeugen auf das Schiff „Cap Arcona", auf
das fast alle Insassen des KZ-Neuengamme verschleppt wor-
den waren, imMai1945 um.F. Lange trat wieJürgensen 1922 33LAS 320Eckernförde/Rev.
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von der USPD zur SPD über, blieb weiterhin dort und im
„Reichsbanner" aktiv, wurde 1933 verhaftet, aber wegen sei-
ner Unentbehrlichkeit als qualifizierter Facharbeiter der Tor-
pedoversuchsanstalt wieder freigelassen. Nach dem Krieg
zählteer zuden ersten,diedie SPD inEckernfördewieder ins
Lebenriefen. Er starb 1982.

W. StöckenbliebinderSPDundkonnte trotzseinerbekann-
tenpolitischenEinstellunginder Zeit desNationalsozialismus
seinem Beruf als Fischer nachgehen. Die englischen Besat-
zungsbehörden ernannten ihn 1946 wegen seiner Aktivitäten
für den Aufbau einer neuen Demokratie zum provisorischen
Landrat des Kreises. Über die anderen Mitglieder des Voll-
zugsausschusses,T.Ehler,der übrigens Lehrer vonBerufwar,
M.Huber undH.Witt, waren weder schriftlichenochmündli-
che Informationen inErfahrung zubringen.

7. Revolutionund re-
volutionäre Bewegung
in Eckernförde-Fazit

Der Arbeiter-undSoldatenratinEckernfördezeigt ein für das
deutscheReich typisches Bild. Er rekrutierte sich hauptsäch-
lichaus Angehörigender Arbeiterklasseund-derwirtschaftli-
chen Struktur Eckernfördeentsprechend - aus Fischern. An
derSpitze standen auchhier lokaleParteifunktionäre der SPD
undUSPD.Die Zieledes Arbeiterrateslagen eindeutig inder
Beendigungdes Kriegesundder Beseitigung desMilitarismus,
inder Errichtung einer sozialenRepublik" und-was inEk-
kernfördesehr stark ausgeprägt war - in der Sicherung der
lebensnotwendigen Güterherstellung. Nicht dieZerschlagung,
sonderndieKontrollederüberkommenen kaiserlichenExeku-
tive und die Lösung der sich stellenden Tagesprobleme, wie
z.B. die Demobilmachung, wurde angestrebt. Von einer po-
tentiellenproletarischenRätediktaturnach bolschewistischem
Muster, wie es der Rätebewegung als Ziel in einem häufig
zitierten Aufsatz unterstellt wurde,34 kann in bezug auf das
lokale Modell Eckernförde nicht die Rede sein. Auch die
USPD amOrt fordertenur einRätesystemnebenderNational-
versammlung und stand ansonsten weitgehend loyalzur Repu-
blik.EineRadikalisierungderRätebewegung, wiesie teilweise
in Berlin oder im Ruhrgebiet zu beobachten war, setzte in
Eckernförde, wie in ganz Schleswig-Holstein, nicht ein. Die
Ursachen für diesen Sachverhalt sind in der historischen For-
schung noch nicht geklärt wordenund könnenhier voneinem
Fallbeispiel ausauchnichterschlossenwerden.Wahrscheinlich
spielt aber die noch stark landwirtschaftlichausgeprägte wirt-
schaftlicheStruktur Schleswig-Holsteins und ihre Auswirkung
auf die Mentalität seinerBewohner eine wichtige Rolle.

Anden Wahlergebnissen wird deutlich, daß die USPD, die
in der Öffentlichkeit sehr aktiv wirkte, nur über ihr eigenes
Mitgliederpotentialals Wähler verfügte. Die (M)SPD, die im-
merhinden VorsitzendendesArbeiterrates stellte, aberanson-
sten durch weniger Initiativen in der Zeit hervortrat, besaß
dagegen einen großen Wählerstamm und genoß ganz offen-
sichtlich ein höheresVertrauenin der EckernförderBevölke-
rung.

34 K. D.Erdmann:Die Geschichteder
Weimarer Republik als Problemder
Wissenschaft, in:VfZG 3/1955, S. 6f.
ebenfalls,aber fragendformuliertund
Skepsis an anderen Stellungnahmen
anmeldend, ders.:Die Zeit des Welt-
krieges, in: Gebhardt,Handbuchder
deutschenGeschichte,Bd.4,Stuttgart
1973, S. 166. In jüngerer Zeit auchin
dieselbeRichtung argumentierend.E.
Jesse/H. Köhler:Die deutscheRevolu-
tion 1918/19 im Wandel der histori-
schen Forschung, in: AusPolitikund
Zeitgeschichte 8.45/78,S. 3-23.

112



Dieinzwischen dieRegierungsgeschäfte im Auftrag der Ar-
beiter- und Soldatenräte übernehmenden Führer der Mehr-
heitssozialdemokratie und teilweise auch der Unabhängigen
Sozialdemokratie,die an eine vermeintliche Orientierung der
Räte an bolschewistischen Zielen glaubten, setzten in der an-
geblichen Spannung zwischen den Zielsetzungen „Existenzsi-
cherung"und „Neuordnung" ausschließlich aufdie ersteMög-
lichkeitundbehieltendenaltenApparat deskaiserlichenStaa-
tes bei. Ohne die Unterstützung erfahrener Fachleute waren
diesichbei Kriegsendestellenden Aufgaben sicherlichnichtzu
lösen. Das Problem lag aber darin, daß die provisorische
ReichsregierungsichderStützen der Monarchienicht für eine
gewisse Übergangszeit bediente,sondernsie aufDauer stabili-
sierte und die mehrheitlich demokratischeRätebewegung zu-
rückdrängte. DenForderungen dieser Bewegung auch Rech-
nung zu tragen,hätte der Weimarer Republik von vornherein
eine höhereStabilität gegeben. DasProblem lagoffenbar nicht
„indem ,ob'der Zusammenarbeit, sondern ihremAusmaß und
in ihrenBedingungen":.35

Eine Revolution hatte nur als kurzes Zwischenspiel in der
Stadt stattgefunden. Die Stellungder alten AutoritäteninEk-
kernförde wurde nicht angetastet. Trotz der vormals links-
liberalen Ausrichtung derBevölkerungder Stadt und trotz der
relativ starken Arbeiterbewegung, konnten die Anhänger des
Altenund die Gegner derRepublik nicht nur bald zueinem
skrupellosenKampf gegen dendemokratischenStaataufrufen,
sondern auchdie politische Atmosphäre der Stadt maßgeblich
beeinflussen.36

35siehe:H.A. Winkler: VonderRevo-
lution, a.a.O.S. 38.
36Siehe die Schilderung vonW. Schrö-
derüber Eckernförde:Arbeiterleben
in Eckernförde-Borby, in: Vergessen
und Verdrängt, hrsg. vonK. Harner
u.a.,Eckernförde1984,S. 26f.

Anzeige in der Eckernförder Zeitung
vomApril1919:DiesogenanntenFrei-
korps rekrutiertenvorallemrepublik-
feindliche Soldaten. Die im Werbetext
angesprochene „regierungstreue Ge-
sinnung" muß als Täuschung angese-
hen werden, denn gerade diese hier
1919 gebildete Truppe war1920 aktiv
am Kapp-Putschbeteiligt.
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DieRätelöstensichgegendiesePolitiknicht nur-wiehäufig
behauptet - aus Resignation auf, sondern Teile trugen diese
Politik der (M)SPD auch aktiv mit. Deswegen kann die -
ebenfalls häufig gemachte - Unterscheidung zwischen „Füh-
rung" und „Basis" in der Revolution 1918/19 am Beispiel Ek-
kernfördenicht durchgehend nachvollzogen werden.

Sicherlich war die unterbliebene Demokratisierung weiter
Bereiche inder Weimarer Republik ein Fehler, der durchdie
damalige Politik der (M)SPD - Verantwortlichen verursacht
worden war, dochlassendieErgebnisse der Gemeindewahlen
1919, inder die die Revolution aktiv tragenden Pareien nicht
mehr dieMehrheitinEckernfördebekamen,darauf schließen,
daß die Weimarer Republik nichtnur durch den obengenann-
tenund verhinderbarenGeburtsfehler vonvornhereinbelastet
war. Der revolutionär-demokratischen Bewegung fehlte es
nicht zuletzt ineinem derartig ländlich strukturiertenGebiet,
indem dieProvinzstadtEckernfördelag,an einemausreichen-
denRückhalt inder Bevölkerung.
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